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Der Bundestag stimmt dem Rentenpaket zu
Die emotional geführte Debatte im deutschen Parlament folgt nicht den üblichen Konfliktlinien

JONAS HERMANN, BERLIN

Der Streit über die neuenRentengesetze
hat die deutsche Regierungskoalition an
ihre Grenzen gebracht, doch nun sind sie
am Freitag im Parlament beschlossen
worden. Die Regierungskoalition aus
CDU, CSU und SPD hatte aus eigener
Kraft genügend Stimmen für das Ge-
setz. Andernfalls wäre es nur mithilfe
der Linkspartei durchs Parlament ge-
kommen.Diese hatte vor wenigenTagen
angekündigt, sich bei der Abstimmung
enthalten zu wollen.Weil Enthaltungen
nicht mitgezählt werden, sank somit die
Zahl der benötigten Ja-Stimmen aus der
Koalition. Aus der Koalition haben nur
7 der 208 Unionsabgeordneten gegen
das Rentenpaket gestimmt. Zwei wei-
tere enthielten sich, ein Abgeordneter
gab seine Stimme nicht ab.

Das Paket enthält unter anderem die
Zusage, das Rentenniveau nicht zu sen-
ken. Für die Steuerzahler wird die Ent-

scheidung teuer. Weil zu wenig Berufs-
tätige auf zu viele Rentner kommen,
werden schon jetzt rund 30 Prozent des
deutschen Staatshaushaltes benötigt, um
das Rentensystem zu stützen. Deshalb
hatten junge Abgeordnete der Unions-
parteien CDU und CSU gegen das Ge-
setz rebelliert. Weil die SPD das Ren-
tenpaket geschlossen befürwortet, hatte
der Streit darüber die Koalition mit der
Union belastet.

Nach dem Schwenk der Linkspartei
war jedoch abzusehen, dass das Gesetz
auch dann kommen würde, wenn einige
Abweichler aus den Unionsparteien da-
gegen stimmten. Daher musste sich die
Linken-FraktionschefinHeidiReichinnek
im Parlament den Vorwurf der Grünen
gefallen lassen, «die Mehrheitsbeschaffe-
rin» von Kanzler Friedrich Merz zu sein.

«Zwergenaufstand»

Das konnte Reichinnek nicht auf sich
sitzen lassen. Anders als sonst üblich,
teilte sie in der Debatte nicht nur gegen
die Union aus, sondern auch gegen die
Grünen. Sie wolle Rentner eben nicht
«über die Klinge springen lassen», sagte
Reichinnek. Als drittgrösste Volkswirt-
schaft der Welt müsse Deutschland es
sich leisten können, Bürgern einen an-
gemessenen Lebensstandard im Al-
ter zu ermöglichen. Um die Rentner –

aus ihrer Sicht – nicht noch schlechter
zu stellen, werde ihre Partei daher nicht
gegen das Gesetz stimmen.

Reichinnek machte sich über einen
«Zwergenaufstand der Jungen Gruppe»
lustig, der die Koalition lahmgelegt habe.
Damit meinte sie den Zusammenschluss
von achtzehn jungen Abgeordneten, die
seitWochen gegen das Gesetz Sturm lau-

fenundauchvordemoffenenKonfliktmit
dem Kanzler und CDU-Chef Merz nicht
zurückschreckten.Aus Sicht dieserAbge-
ordneten ist das Paket ungerecht, weil es
die jüngeren Jahrgänge zu stark belaste.

Rein in der Sache sahen das auch
manche ältere Abgeordnete von CDU
und CSU so. Selbst Kanzler Merz
musste im Vorfeld einräumen, dass in-

haltlich nichts dafür spreche, die Rente
mit noch mehr Steuergeld zu stützen.
Die SPD hatte aus der Sachfrage aber
eine Machtfrage gemacht und den Fort-
bestand der Koalition an das Paket ge-
knüpft. Auf Änderungen wollte sie sich
nicht einlassen,weshalb die Führung der
Unionsfraktion kaum eine andereWahl
hatte, als für das Gesetz zu trommeln.

Die SPD würde damit das «Sozial-
staatsversprechen erneuern», sagte
deren Fraktionsvize Dagmar Schmidt
in der Debatte. Der SPD-Politiker
Bernd Rützel stimmte gar ein Lob-
lied an: «Die Rente ist unschlagbar si-
cher, die Rente ist unschlagbar güns-
tig», sagte er. Anders sieht das Carsten
Linnemann, der Generalsekretär der
CDU. Er setzt auf eine geplante Ren-
tenkommission, die in rund einem hal-
ben Jahr Vorschläge für eine Reform
präsentieren soll. Dazu brauche es Mut,
sagte Linnemann und fügte hinzu, man
habe diesen Mut «vielleicht vermissen
lassen in den letzten Jahren».

DieAfD-Politikerin Ulrike Schielke-
Ziesing sagte, die Schwächen des Ren-
tensystems seien schon lange bekannt:
«Wir haben längst kein Erkenntnispro-
blem mehr, sondern ein Umsetzungs-
problem.» Der gesamte ökonomische
Sachverstand spreche gegendasRenten-
paket, doch Merz sei sein Amt wichti-
ger als alles andere.Nur deswegenwürde
er mit der Linkspartei «paktieren», und
jeder kritische Abgeordnete der Union
wisse nun, was die eigene Meinung wert
sei – «nämlich gar nichts».

Andreas Audretsch von den Grü-
nen sagte, die Union stehe für «Chaos».
Die Linkspartei habe sich hingegen «zu
den Füssen von Friedrich Merz» gelegt.
Die Grünen lehnen das Rentenpaket ab.
Aus Sicht vonAudretsch lässt es künftige
Generationen im Stich,weil das Renten-
niveau nach 2031 fallen könnte.Laut sei-
nerAussagewollendieGrünendieRente
«für immer» stabilisieren.Auch in 40oder
50 Jahren solle sie noch stabil sein.

Bis zu 2000 Euro steuerfrei

Zur Abstimmung standen drei Gesetze,
die zusammen das Rentenpaket erge-
ben. Streit gab es über das Gesetz zur
Stabilisierung des Rentenniveaus bei
48 Prozent bis 2031 und zu einer Aus-
weitung der Mütterrente. Die Gegner
des Gesetzes befürchten Mehrkosten
von rund 120 Milliarden Euro.

Ebenfalls beschlossen hat das Parla-
ment die sogenannte Aktivrente: Nach
Eintritt ins Rentenalter sollen bis zu
2000 Euro steuerfrei hinzuverdient
werden können. Ebenfalls beschlossen
wurde die Stärkung von Betriebsrenten
in kleinen Unternehmen. Viele Deut-
sche bekommen diese Renten zusätz-
lich zur staatlichen Rente.

Für Kanzler Merz und die Koali-
tion ist das leidige Thema Rente mit der
Abstimmung am Freitag vorerst vom
Tisch. Die grundlegenden Probleme in
Deutschlands Rentensystem bleiben
aber bestehen.

Vizekanzler Lars Klingbeil (links) und Kanzler Friedrich Merz waren schon vor der Debatte guten Mutes. KAY NIETFELD / DPA

Merz schickt die Rente
Richtung Kollaps
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Neuer Wehrdienst gilt ab 1. Januar
(dpa) · Der Bundestag hat am Freitag
grünes Licht für den neuen Wehrdienst
gegeben. Eine Mehrheit der Abgeordne-
ten votierte für einen Gesetzentwurf der
Regierung,der eineverpflichtendeMuste-
rung jungerMänner sowie dieWiederein-
führung derWehrerfassung vorsieht.Wei-
ter gilt aber Freiwilligkeit. Für das Gesetz
stimmten in namentlicher Abstimmung
323Abgeordnete. Dagegen votierten 272
Parlamentarier. Es gab eine Enthaltung.

Verteidigungsminister Boris Pistorius
hatte vorher im Bundestag erneut um
Zustimmung geworben. Meinungsfrei-
heit, Demonstrationsfreiheit, Religions-
freiheit und der Staat «schützen sich

nicht von alleine», sagte der sozialdemo-
kratische Politiker. «Das müssen Men-
schen tun, die bereit sind, für ihn ein-
zutreten, und nicht die, die hinter dem
Gartenzaun stehen und darauf warten,
dass andere das machen.»

Nach einem Streit zwischen Christ-
lichdemokraten und Sozialdemokraten
sehendiePlänenunvor,dass derBundes-
tag über eine sogenannte Bedarfswehr-
pflichtentscheidensoll,wennZielmarken
für die Vergrösserung der Bundeswehr
verfehlt werden sollten. DerWehrdienst
soll mindestens sechs Monate dauern
und mit mindestens 2600 Euro brutto
im Monat bezahlt werden. Zusätzliche

Anreize gibt es für längere Verpflich-
tungen ab zwölf Monaten. Alle jungen
Männer und Frauen ab dem Geburts-
jahrgang 2008werden vomnächsten Jahr
an einen Fragebogen erhalten, der auch
die Motivation zumWehrdienst abfragt.
Männer müssen, Frauen können diesen
beantworten, denn für Frauen sieht das
Grundgesetz keine Wehrpflicht vor. Für
alle Männer, die ab dem 1. Januar 2008
geborenwurden,soll danndieMusterung
wieder zurPflichtwerden.Praktischwird
sie aber erst später greifen.

DieWehrpflichtwar 2011unterVertei-
digungsministerKarl-Theodor zuGutten-
berg nach 55 Jahren ausgesetzt worden.


